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§ 1 

Name und Sitz des Vereins, Geschäftsjahr 

 

(1) Der Verein führt den Namen „Deutsche Gesellschaft Down-Syn-

drom Ambulanzen“. Er soll in das Vereinsregister eingetragen 

werden und führt danach den Zusatz „e.V.“.  

 

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Lauf. 

 

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§ 2 

Zweck, Gemeinnützigkeit des Vereins 

 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige 

Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der 

Abgabenordnung. 

 

(2) Der Zweck des Vereins ist die Förderung des Gesundheitswesens 

durch die Unterstützung der Entwicklung und gesellschaftlichen 

Inklusion von Menschen mit Down-Syndrom unter Berücksichti-

gung der speziellen Bedürfnisse, medizinischen Besonderheiten 

sowie Fördermöglichkeiten.  

 

Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch fol-

gende Maßnahmen: 

 

- Förderung der ambulanten medizinisch-therapeutischen Ver-

sorgung von Menschen mit Down-Syndrom (Etablierung neuer 

Ambulanzen, Fachtagung) 
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- Weiterentwicklung der strukturellen und inhaltlichen Rahmen-

bedingungen mit dem Ziel der flächendeckenden ambulanten 

medizinisch-therapeutischen Versorgung von Menschen mit 

Down-Syndrom gemäß den jeweils aktuellen wissenschaftli-

chen Standards 

- Vermittlung von Wissen und Erfahrung, z.B. im Rahmen von in-

terdisziplinären Fachtagungen, Publikationen u.ä., auch an 

Menschen mit Down-Syndrom in geeigneter Form 

- Erarbeitung von wissenschaftlich fundierten Behandlungsemp-

fehlungen (evidence based medicine) 

- Initiierung und Förderung wissenschaftlicher Forschung insbe-

sondere zum Thema Versorgung 

 

Bei allen genannten Maßnahmen sollen Menschen mit Down-Syn-

drom aktiv und passiv beteiligt sein.  

(3) Der Verein ist zu allen Maßnahmen berechtigt, die der Erreichung 

und Förderung des Satzungszwecks dienen. Die Zwecke müssen 

nicht gleichzeitig und nicht in gleichem Maße verwirklicht wer-

den. Die Einzelheiten können in einer Geschäftsordnung geregelt 

werden. 

(4) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigen-

wirtschaftliche Zwecke.  

(5) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke 

verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Gewinnanteile 

und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder auch keine Zuwendungen 

aus den Mitteln des Vereins. 

 



Seite 4 
 

(6) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins 

fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen 

begünstigt werden. Die Erstattung angemessener und nachge-

wiesener Aufwendungen ist zulässig. 

(7) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter 

Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an den Deutsches Down-

Syndrom InfoCenter e.V. mit der Bestimmung, es unmittelbar und 

ausschließlich für die Hilfe für seine heutigen satzungsmäßigen 

Zwecke zu verwenden.  

Alle Inhaber von Vereinsämtern sind ehrenamtlich tätig. Jeder Be-

schluss über die Änderung der Satzung ist vor dessen Anmeldung 

beim Registergericht dem zuständigen Finanzamt vorzulegen. 

§ 3 

Erwerb der Mitgliedschaft 

 

(1) Der Verein hat ordentliche und außerordentliche Mitglieder.  

 

(2) Ordentliches Mitglied des Vereins kann jede natürliche volljährige 

Person, außerordentliches Mitglied kann jede natürliche und ju-

ristische Person sein.  

 

(3) Grundsätzlich sind ordentliche Mitglieder Ärzte, Angehörige me-

dizinischer Berufe und anderer qualifizierter Berufsgruppen, die 

im Rahmen von Ambulanzen sowie vergleichbaren Einrichtungen 

in der Betreuung und Unterstützung von Menschen mit Down-

Syndrom tätig sind. 

 

(4) Außerordentliche Mitglieder sind entweder assoziierte oder för-

dernde Mitglieder. 
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(5) Assoziierte Mitglieder sind Personen mit Down-Syndrom und Per-

sonen, die sie betreuen.

(6) Fördernde Mitglieder sind natürliche und juristische Personen, 
die die Ziele der Gesellschaft ideell oder finanziell unterstützen.

(7) Die Aufnahme in den Verein ist schriftlich beim Vorstand zu bean-

tragen. Für den Aufnahmeantrag zur ordentlichen Mitgliedschaft 
ist die Empfehlung eines ordentlichen Mitgliedes der Gesellschaft 
erforderlich. Der Vorstand entscheidet über den Aufnahmeantrag 
nach freiem Ermessen. Eine Ablehnung des Antrags muss er nicht 
begründen.

(8) Auf Vorschlag des Vorstands kann die Mitgliederversammlung 
Mitglieder oder sonstige Personen, die sich um den Verein beson-

ders verdient gemacht haben, zu Ehrenmitgliedern auf Lebenszeit 
ernennen.

(9) Stimmberechtigt sind nur die ordentlichen Vereinsmitglieder.

(10) Jedes Mitglied verpflichtet sich in jedem Kalenderjahr zu einer 
Beitragszahlung. Die Höhe und Fälligkeit des Jahresbeitrags be-

stimmt die Mitgliederversammlung. Näheres regelt die Beitrags-

ordnung.

(11) Ordentlichen Mitgliedern kann mit Beginn des Ruhestands eine 
Beitragsermäßigung in Höhe von 50% des ordentlichen Jahresmit-

gliedsbetrages auf Antrag gewährt werden. Über die Gewährung
der Beitragsermäßigung entscheidet der Vorstand.
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§ 4 

Beendigung der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedschaft im Verein endet durch Tod (bei juristischen 

Personen mit deren Erlöschen), Austritt oder Ausschluss. 

(2) Jedes Mitglied kann gegenüber dem Vorstand den Austritt aus 

dem Verein erklären. Der Austritt kann nur mit einer Frist von 

sechs (6) Monaten auf das Ende eines Geschäftsjahres erklärt 

werden. Die Austrittserklärung bedarf zu ihrer Wirksamkeit der 

Schriftform.  

(3) Ein Mitglied kann durch Beschluss der Mitgliederversammlung 

aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn es  

a) schuldhaft das Ansehen oder die Interessen des Vereins in 

schwerwiegender Weise schädigt oder  

b) mehr als ein (1) Jahr mit der Zahlung seines Mitgliedsbeitrages 

im Rückstand ist und trotz schriftlicher Mahnungen unter An-

kündigung des Ausschlusses den Rückstand nicht eingezahlt 

hat.  

Dem Mitglied ist Gelegenheit zu geben, in der Mitgliederver-

sammlung zu den Gründen des Ausschlusses Stellung zu nehmen. 

Diese sind ihm mindestens zwei (2) Wochen vorher mitzuteilen.  

§ 5 

Organe des Vereins 

 

Organe des Vereins sind  

 

a) der Vorstand und 

b) die Mitgliederversammlung.  
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Ferner bildet der Verein einen Beirat mit rein beratender Funktion. 

 

§ 6 

Der Vorstand 

 

Der Vorstand des Vereins besteht aus mindestens 3 und höchstens 7 

Personen. In jedem Fall gehören dem Vorstand der 1. Vorsitzende, der 

2. Vorsitzende und der Schatzmeister an.  

 

Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch zwei (2) Mitglie-

der des Vorstands, darunter der 1. Vorsitzende oder der 2. Vorsitzende, 

vertreten.  

 

§ 7 

Die Zuständigkeit des Vorstands 

 

Der Vorstand ist für die Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit 

sie nicht durch die Satzung einem anderen Vereinsorgan zugewiesen 

sind. Er hat vor allem folgende Aufgaben:  

 

a) Vorbereitung der Mitgliederversammlungen und Aufstellung der 

Tagesordnungen; 

 

b) Einberufung der Mitgliederversammlung; 

 

c) Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung;  

 

d) Aufstellung eines Haushaltsplans für jedes Geschäftsjahr; Buch-

führung; Erstellung eines Jahresberichts;  
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e) Abschluss und Kündigung von Arbeitsverträgen; 

 

f) Beschlussfassung über Aufnahme, Streichung und Ausschluss von 

Mitgliedern.  

 

Soweit die Erfüllung der Aufgaben dies erfordert, ist der Vorstand be-

fugt, im Rahmen des von der Mitgliederversammlung genehmigten 

Haushaltsplans Arbeitnehmer in Voll- oder Teilzeit anzustellen. 

 

Der Vorstand soll in grundlegenden Angelegenheiten die Meinung des 

Beirats einholen.  

 

§ 8 

Amtsdauer des Vorstands 

 

(1) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer 

von drei (3) Jahren, vom Tage der Wahl an gerechnet, gewählt; er 

bleibt jedoch bis zur Neuwahl des Vorstands im Amt.  

 

(2) Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln zu wählen. Wählbar sind nur 

Vereinsmitglieder. Der 1. Vorsitzende oder der 2. Vorsitzende soll 

ein Arzt sein.  

 

(3) Scheidet ein Mitglied des Vorstands während der Amtsperiode 

aus, so wählt der Vorstand ein Ersatzmitglied für die restliche 

Amtsdauer des Ausgeschiedenen.  

 

§ 9 

Beschlussfassung des Vorstands 
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(1) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse im Allgemeinen in Vorstands-

sitzungen, die vom 1. Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom 

2. Vorsitzenden, schriftlich, fernmündlich oder durch E-Mail unter 

Angabe der zu verhandelnden Punkte einberufen werden. In je-

dem Fall ist eine Einberufungsfrist von zwei (2) Wochen einzuhal-

ten.  

 

(2) Die Vorstandssitzung leitet der 1. Vorsitzende, bei dessen Verhin-

derung der 2. Vorsitzende.  

 

(3) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens drei (3) Vor-

standsmitglieder, darunter der 1. Vorsitzende oder der 2. Vorsit-

zende, anwesend sind.  

 

(4) Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebe-

nen gültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 

Stimme des Leiters der Vorstandssitzung.  

 

(5) Die Beschlüsse des Vorstands sind zu Beweiszwecken in ein Be-

schlussbuch einzutragen und vom Sitzungsleiter zu unterschrei-

ben. Die Niederschrift soll Ort und Zeit der Vorstandssitzung, die 

Namen der Teilnehmer, die gefassten Beschlüsse und das Abstim-

mungsergebnis enthalten.  

 

(6) Ein Vorstandsbeschluss kann auch per Telefonkonferenz oder auf 

schriftlichem Wege gefasst werden, wenn alle Vorstandsmitglie-

der ihre Zustimmung zu der zu beschließenden Regelung erklären 

oder an der Beschlussfassung mitwirken.  

 

(7) Die Vereinigung mehrerer Vorstandsämter in einer Person ist un-

zulässig.   
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§ 10 

Der Beirat 

 

(1) Der Beirat besteht aus mindestens zwei (2) und höchstens fünf (5) 

Mitgliedern.  

 

(2) Mitglieder des Beirats werden auf die Dauer von drei (3) Jahren, 

vom Tage der Wahl an gerechnet, von der Mitgliederversamm-

lung gewählt; sie bleiben jedoch bis zur Neuwahl des Beirats im 

Amt. Jedes Mitglied des Beirats ist einzeln zu wählen.  

 

(3) Wählbar sind nur Personen mit Down-Syndrom. Steht ein gewähl-

tes Mitglied des Beirats unter Betreuung mit Einwilligungsvorbe-

halt, bedarf es für die Annahme des Amtes der Einwilligung des 

Betreuers. 

 

(4) Vorstandsmitglieder können nicht zugleich Mitglieder des Beirats 

sein. 

 

(5) Der Beirat hat die Aufgabe, den Vorstand in wichtigen Vereins-

angelegenheiten zu beraten. 

 

(6) Der Beirat bestimmt durch Beschluss aus seiner Mitte ein Mitglied 

mit der Aufgabe der Kommunikation mit dem Vorstand. 

 

(7) Mindestens einmal im Geschäftsjahr soll eine Sitzung des Beirats 

stattfinden. Der Beirat wird vom 1. Vorsitzenden oder vom 2. Vor-

sitzenden des Vereins schriftlich, fernmündlich oder telegrafisch 

mit einer Frist von mindestens zwei (2) Wochen einberufen. Einer 

Mitteilung der Tagesordnung bedarf es nicht.  
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(8) Der Beirat muss einberufen werden, wenn mindestens zwei (2) 

Beiratsmitglieder die Einberufung schriftlich vom Vorstand ver-

langen. Wird dem Verlangen innerhalb einer Frist von zwei (2) 

Wochen nicht entsprochen, sind die Beiratsmitglieder, die die Ein-

berufung des Beirats vom Vorstand verlangt haben, berechtigt, 

selbst den Beirat einzuberufen.  

 

(9) Zu den Sitzungen des Beirats haben alle Vorstandsmitglieder Zu-

tritt, auch das Recht zur Diskussion, aber kein Stimmrecht. 

 

(10) Die Vorstandsmitglieder sind von den Sitzungen des Beirats zu 

verständigen.  

 

(11) Der Beirat bildet seine Meinung durch Beschlussfassung. Bei der 

Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen gül-

tigen Stimmen. 

 

(12) Scheidet ein Mitglied des Beirats vorzeitig aus, so wählt der Beirat 

für die restliche Amtsdauer des ausgeschiedenen Mitglieds ein Er-

satzmitglied.  

 

(13) Die Beschlüsse des Beirats sind zu Beweiszwecken in ein Be-

schlussbuch einzutragen und vom jeweiligen Sitzungsleiter zu un-

terschreiben.  

 

§ 11 

Die Mitgliederversammlung 

 

(1) In der Mitgliederversammlung hat jedes ordentliche Mitglied eine 

(1) Stimme. Zur Ausübung des Stimmrechts kann ein anderes Mit-

glied schriftlich bevollmächtigt werden. Die Bevollmächtigung ist 
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für jede Mitgliederversammlung gesondert zu erteilen. Ein Mit-

glied darf jedoch nicht mehr als zwei (2) fremde Stimmen vertre-

ten.  

 

(2) Die Mitgliederversammlung ist ausschließlich für folgende Ange-

legenheiten zuständig:  

 

a) Genehmigung des vom Vorstand aufgestellten Haushaltsplans 

für das nächste Geschäftsjahr; 

 

b) Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstands; 

 

c) Festsetzung der Höhe und der Fälligkeit des Jahresbeitrags; 

 

d) Wahl, Abberufung und Entlastung der Mitglieder des Vor-

stands, des 1. und 2. Vorsitzenden des Vorstands und des Bei-

rats;  

 

e) Beschlussfassung über Änderung der Satzung und über die 

Auflösung des Vereins; 

 

f) Beschlussfassung über die Beschwerde gegen die Ablehnung 

des Aufnahmeantrags sowie über die Berufung gegen einen 

Ausschließungsbeschluss des Vorstands;  

 

g) Ernennung von Ehrenmitgliedern.  

 

(3) Der Vorstand kann in Angelegenheiten seines Zuständigkeitsbe-

reichs die Meinung der Mitgliederversammlung einholen. In An-

gelegenheiten, die in den Zuständigkeitsbereich des Vorstands 
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fallen, kann die Mitgliederversammlung auch Empfehlungen an 

den Vorstand beschließen.  

 

§ 12 

Die Einberufung der Mitgliederversammlung 

 

(1) Mindestens einmal im Jahr, möglichst im letzten Quartal, soll die 

ordentliche Mitgliederversammlung stattfinden. Die Mitglieder-

versammlung findet an einem vom Vorstand festzulegenden Ort 

in der Bundesrepublik Deutschland statt. Sie wird vom Vorstand 

unter Einhaltung einer Frist von vier (4) Wochen in Textform (E-

Mail genügt) unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die 

Frist beginnt mit dem auf die Absendung des Einladungsschrei-

bens folgenden Tag. Das Einladungsschreiben gilt dem Mitglied 

als zugegangen, wenn es an die letzte vom Mitglied dem Verein 

schriftlich bekanntgegebene Adresse oder E-Mail-Adresse gerich-

tet ist. 

 

(2) Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest.  

 

§ 13 

Die Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 

 

(1) Die Mitgliederversammlung wird vom 1. Vorsitzenden, bei dessen 

Verhinderung vom 2. Vorsitzenden oder einem anderen Vor-

standsmitglied geleitet.  

 

(2) Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, bestimmt die Versammlung 

den Leiter. Bei Wahlen kann die Versammlungsleitung für die 

Dauer des Wahlganges und der vorhergehenden Diskussion ei-

nem Wahlausschuss übertragen werden.  
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(3) Der Protokollführer wird vom Versammlungsleiter bestimmt; zum 

Protokollführer kann auch ein Nichtmitglied bestimmt werden.  

 

(4) Die Art der Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter. Die 

Abstimmung muss schriftlich durchgeführt werden, wenn ein 

Drittel der bei der Abstimmung anwesenden stimmberechtigten 

Mitglieder dies beantragt. 

 

(5) Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Der Versamm-

lungsleiter kann Gäste zulassen. Über die Zulassung der Presse, 

des Rundfunks und des Fernsehens sowie einen Internet-Auftritt 

beschließt die Mitgliederversammlung.  

 

(6) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens 

sechs (6) Vereinsmitglieder anwesend sind. Bei Beschlussunfähig-

keit ist der Vorstand verpflichtet, innerhalb von vier (4) Wochen 

eine zweite Mitgliederversammlung mit der gleichen Tagesord-

nung einzuberufen; diese ist ohne Rücksicht auf die Zahl der er-

schienenen Mitglieder beschlussfähig, wenn hierauf in der Einla-

dung hingewiesen wird. 

 

(7) Soweit das Gesetz oder diese Satzung nichts anderes vorschrei-

ben, fasst die Mitgliederversammlung Beschlüsse mit einfacher 

Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen; Stimmenthaltun-

gen bleiben daher außer Betracht.  

 

(8) Zur Änderung der Satzung ist jedoch eine Mehrheit von drei Vier-

teln (3/4) der abgegebenen gültigen Stimmen, zur Auflösung des 

Vereins eine solche von vier Fünfteln (4/5) erforderlich. Eine Än-

derung des Zwecks des Vereins kann nur mit Zustimmung aller 
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Mitglieder beschlossen werden. Die schriftliche Zustimmung der 

in der Mitgliederversammlung nicht erschienenen Mitglieder 

kann nur innerhalb eines (1) Monats ab Aufforderung, die Zustim-

mung zu erteilen, gegenüber dem Vorstand erklärt werden.  

 

(9) Für Wahlen, etwa zum Vorstand oder Beirat, gilt Folgendes: Hat 

im ersten Wahlgang kein Kandidat die Mehrheit der abgegebenen 

gültigen Stimmen erreicht, findet eine Stichwahl zwischen den 

Kandidaten statt, welche die beiden höchsten Stimmenzahlen er-

reicht haben.  

 

(10) Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll 

aufzunehmen, das vom jeweiligen Versammlungsleiter und dem 

Protokollführer zu unterzeichnen ist. Es soll folgende Feststellun-

gen enthalten:  

 

a) Ort und Zeit der Versammlung,  

 

b) die Person des Versammlungsleiters und des Protokollführers,  

 

c) die Zahl der erschienenen Mitglieder,  

 

d) die Tagesordnung,  

 

e) die einzelnen Abstimmungsergebnisse und  

 

f) die Art der Abstimmung.  

 

Bei Satzungsänderungen soll der genaue Wortlaut angegeben 

werden.  
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§ 14 

Nachträgliche Anträge zur Tagesordnung 

 

(1) Jedes Mitglied kann bis spätestens eine (1) Woche vor dem Tag 

der Mitgliederversammlung beim Vorstand schriftlich beantra-

gen, dass weitere Angelegenheiten nachträglich auf die Tagesord-

nung gesetzt werden. Der Versammlungsleiter hat zu Beginn der 

Mitgliederversammlung die Tagesordnung entsprechend zu er-

gänzen.  

 

(2) Über Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung, die erst in der 

Mitgliederversammlung gestellt werden, beschließt die Mitglie-

derversammlung. Zur Annahme des Antrags ist eine Mehrheit von 

drei Vierteln (3/4) der abgegebenen gültigen Stimmen erforder-

lich.  

  

§ 15 

Außerordentliche Mitgliederversammlungen 

 

(1) Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederver-

sammlung einberufen.  

 

(2) Diese muss einberufen werden, wenn das Interesse des Vereins 

es erfordert oder wenn die Einberufung von einem Fünftel  

oder, wenn dem Verein mehr als 20 Mitglieder angehören, min-

destens einem Zehntel (1/10) aller Mitglieder schriftlich unter An-

gabe des Zwecks und der Gründe vom Vorstand verlangt wird.  

 

(3) Für die außerordentliche Mitgliederversammlung gelten die 

§§ 11 bis 14 entsprechend.  
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§ 16

Auflösung des Vereins und Anfallberechtigung 

(1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversamm-

lung mit der in § 13 festgelegten Stimmenmehrheit beschlossen

werden.

(2) Sofern die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt,

sind der Vorsitzende und der stellvertretende Vorsitzende ge-

meinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren.

(3) Die vorstehenden Vorschriften gelten entsprechend für den Fall,

dass der Verein aus einem anderen Grund aufgelöst wird oder

seine Rechtsfähigkeit verliert.

Die vorstehende Satzung wurde in der Gründungsversammlung vom 

28.05.2022, mit Nachtrag vom 20.07.2022, errichtet. 

(Es folgen die deutlichen Unterschriften der dem Verein in der Grün-

dungsversammlung beigetretenen Personen; mindestens sind sieben 

Unterschriften erforderlich.) 




